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SPRUCH 

Die Größe eines großen Mannes zeigt sich darin, wie er die kleinen 

Leute behandelt. 

Thomas Carlyle; 1795 - 1881, schottischer Philosoph, Historiker, Essayist, Geschichts-

schreiber und sozialpolitischer Schriftsteller 

 

 

Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 
EuGH verpflichtet Mitgliedstaaten 

zur Zeiterfassung von Arbeitnehmern 
  

Mit den Neuregelungen des Tarifautonomiegesetzes wurden Arbeitgeber verpflich-

tet, Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Arbeitneh-

mern spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag der Arbeitsleistung folgen-

den Kalendertages aufzuzeichnen und diese Aufzeichnungen mindestens zwei Jahre 

aufzubewahren. 

 

Die Aufzeichnungspflicht gilt - unter weiteren Voraussetzungen - für Arbeitnehme-

rinnen und Arbeitnehmer im Bau-, Gaststätten- und Beherbergungs-, im Personen-

beförderungs-, im Speditions-, Transport- und damit verbundenen Logistikgewerbe, 

im Schaustellergewerbe, bei Unternehmen der Forstwirtschaft, im Gebäudereini-

gungsgewerbe, bei Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen und 

Ausstellungen beteiligen, sowie in der Fleischwirtschaft. Sie besteht auch für alle 

geringfügig Beschäftigten! Geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten sind davon 

ausgenommen. 

 

In seinem Urteil vom 14.5.2019 hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) nunmehr 

darüber zu entscheiden, ob die Mitgliedsstaaten alle Arbeitgeber zur Zeiterfassung 

und dem folgend zur Aufzeichnung der geleisteten Stunden verpflichten müssen. 

Darin stellt er fest, dass ohne ein System, mit dem die tägliche Arbeitszeit eines 

jeden Arbeitnehmers gemessen werden kann, weder die Zahl der geleisteten Ar-

beitsstunden und ihre zeitliche Verteilung noch die Zahl der Überstunden objektiv 

 
 

  



und verlässlich ermittelt werden kann, sodass es für die Arbeitnehmer äußerst 

schwierig oder gar praktisch unmöglich ist, ihre Rechte durchzusetzen. Daher müs-

sen die Mitgliedstaaten die Arbeitgeber verpflichten, ein objektives, verlässliches und 

zugängliches System einzurichten, mit dem die von einem Arbeitnehmer geleistete 

tägliche Arbeitszeit gemessen werden kann. 

 
 

 

Familienrecht… 
 

Mietkosten bei Auflösung einer Woh-

nung wegen Trennung 
  

Nutzt ein Ehegatte nach der Trennung eine gemeinsam angemietete Wohnung allein 

weiter, trägt er im Innenverhältnis die Miete allein, denn es handelt sich um ein 

Dauerschuldverhältnis, aus dem regelmäßig wiederkehrend Nutzungen gezogen 

werden. Diese Nutzungen zieht nach der Trennung nur noch der in der Ehewohnung 

verbliebene Partner. Da dieser die Möglichkeit hätte, eine andere Wohnung zu mie-

ten (an deren Kosten sich der Ehegatte ebenfalls nicht beteiligen müsste), muss für 

die fortlaufende Nutzung der Ehewohnung nach Trennung gleiches (Kostentragung 

nur durch den Nutzer) gelten. 

 

Allerdings ist hierbei zu berücksichtigen, dass einem - selbst gewünschten - soforti-

gen Verlassen der Ehewohnung die gegenüber dem Vermieter zu beachtende Kün-

digungsfrist entgegensteht. Der in der Wohnung verbleibende Partner ist daher auch 

bei eigenem Auszugswunsch aus wirtschaftlichen Gründen gehalten, die Ehewoh-

nung bis zur Kündigung weiter zu nutzen. In diesem Fall einer "aufgezwungenen" 

Wohnung gilt, dass dem in der Wohnung verbleibenden Ehegatten zunächst eine 

Überlegensfrist zur Fortführung der Wohnung zugebilligt wird, die gemeinhin mit 

etwa drei Monaten bemessen wird. 

 

Entscheidet er sich dann dafür, die Wohnung gemeinsam mit dem ausgezogenen 

Ehegatten zu kündigen, so ist der ausgezogene Ehegatte für die gesamte Restdauer 

der Mietzeit - und zwar einschließlich der Überlegenszeit - an den Mietkosten betei-

ligt, jedoch mit der Maßgabe, dass dem in der Wohnung verbleibenden Ehegatten 

vorab derjenige Teil der Miete für die gemeinsame Wohnung allein zuzurechnen ist, 

den er als Miete für die Nutzung einer anderweitigen, allein angemieteten Wohnung 

fiktiv erspart. Nur der überschießende Teil ist hälftig von dem anderen, aus der 

Ehewohnung bereits ausgezogenen Ehegatten zu tragen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Sonstiges 
 

Mehr Transparenz im Onlinehandel durch 

neue EU-Richtlinie 
  

Die neue europäische Richtlinie über die bessere Durchsetzung und Modernisierung 

des EU-Verbraucherrechts soll helfen, sich beim Onlineshopping künftig besser zu 

orientieren. Hier die wichtigsten Regelungen: 

 Klare Information an den Verbraucher, ob er Waren oder Dienstleistungen von 

einem Unternehmer oder einer Privatperson erwirbt und welche Rechte er im Fal-

le von Problemen hat. 

 Verbraucher müssen beim Ranking leicht erkennen können, ob Suchergebnisse 

beispielsweise durch Provisionszahlungen beeinflusst wurden. 

 Die Kunden sollen künftig Gewissheit haben, ob der ihnen angebotene Preis auch 

für alle anderen Kunden gilt. Ein personalisierter Preis, der beispielsweise durch 

die Nutzung eines bestimmten Endgeräts oder bisherige Bestellungen beeinflusst 

wurde, muss klar gekennzeichnet werden. 

 Händler und Plattformbetreiber müssen sicherstellen, dass vermeintliche Kunden-

bewertungen tatsächlich von Kunden stammen, die das Produkt oder die Dienst-

leistung genutzt oder erworben haben. 

 Der Weiterverkauf von Veranstaltungstickets ist künftig verboten, wenn der 

Verkäufer das Ticket durch den automatisierten Kauf einer großen Anzahl an Ti-

ckets erwirbt. Verhindert werden sollen damit überteuerte Zweitverkäufe. 

 


